
AMT DER 
VORARLBERGER LANDESREGIERUNG 

PrsG-6454 

An das 
Bundesministerium für 
Handel, Gewerbe und Industrie 

1011 Wie n 

Bregenz, am 27.3.1984 

',·1 I 
. 190L-04, O.5~: 

r:il ! Jft1. ~'t 
Betrifft: Preisgesetznovelle 1984, Entwurf, Stellungnahme 
Bezug: Schreiben vom 24.2.1984, Zl. 36343/1-III-7/84 

Der übermittelte Entwurf einer Preisgesetznovelle 1984 hat im 

wesentlichen die Verlängerung der Geltungsdauer des Preisgesetzes 

um weitere zwei Jahre bis zum 30. Juni 1984 zum Inhalt. Damit 

soll ein Zustand aufrechterhalten werden, der aus der Sicht des 

Landes nicht nur aus föderalistischen Erwägungen wegen der zu­

sätzlichen Einschränkung der im Kompetenzkatalog des B.-VG. ent­

haltenen minimalen Landeszuständigkeiten, sondern auch aus sach­

lichen, praktischen Uberlegungen nachteilig und daher abzulehnen 

ist. Dies gilt im besonderen Maße für die Bestimmungen über die 

Preisfestsetzung. In vielen Fällen ist eine sinnvolle und zweck­

mäßige Lösung nur erreichbar, wenn die preisrechtlichen Belange 

gemeinsam mit den anderen Angelegenheiten einer Rechtsmaterie, 

aufeinander abgestimmt, geregelt und vollzogen werden. Für den 

Zuständigkeitsbereich des Bundes ist diese Notwendigkeit, in 

einzelnen Angelegenheiten preisrechtliche Vorschriften erlassen 

zu können, die auf die besonderen rechtlichen und sachlichen 

Gegebenheiten Rücksicht nehmen, durch die Subsidiaritätsklausel 

des § 1 des Preisgesetzes anerkannt. Es wäre nicht nur recht 

und billig, sondern für eine sachgerechte gesetzliche Regelung 

und Vollziehung der den Ländern vorbehaltenen Verwaltungsmaterien 

notwendig, das gleiche auch den Ländern zuzugestehen. 
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Die Vorarlberger Landesregierung verlangt daher mit allem Nach­

druck, in § 1 des Preisgesetzes vorzusehen, daß das Preisgesetz 

nur insoweit gilt, als nicht besondere bundes- oder landesgesetz­

liche Vorschriften bestehen. 

Bereits durch die Preisgesetznovelle 1982 wurde der Anwendungsbe­

reich des Preisgesetzes durch eine Änderung des § 2 Abs. 2 auf 

die Festsetzung von Fest- und Mindestpreisen ausgedehnt. Diese 

Änderung ist erst in den Ausschußberatungen des Nationalrates 

vorgenommen worden, also ohne daß den Ländern Gelegenheit geboten 

wurde, hiezu Stellung zu nehmen. Nunmehr soll diese Bestimmung 

durch die Ziffern 2 und 3 der Preisgesetznovelle 1984 mit verwal­

tungsrechtlichen Rechtsfolgen versehen werden. Diese Neuregelung 

der Preisgesetznovelle 1982 wird zusammen mit der vorgesehenen 

Ergänzung als unnötig, unzweckmäßig und für die Volkswirtschaft 

nachteilig abgelehnt. Zum einen muß man sich darüber im klaren 
sein, daß diese Bestimmungen sehr leicht zu umgehen sind und daß 

ihre Vollziehung mit einem erheblichen Verwaltungsmehraufwand 

verbunden ist. Insbesondere muß aber bedacht werden, daß die Fest­

setzung von Fest- oder Mindestpreisen dazu führt, daß durchaus 

legitime und erwünschte Marktkräfte, wie die in einem Unternehmen 

gegebenen besonders günstigen Voraussetzungen bei der Produktion 

oder Erbringung von Dienstleistungen, ausgeschaltet werden, wodurch 

die Innovationsfreudigkeit gehemmt, die Konkurrenzfähigkeit unserer 

Wirtschaft insgesamt beeinträchtigt und das Preisniveau angehoben 

wird. Die Festlegung einer Preisuntergrenze erscheint nur in wenigen 

Ausnahmefällen angebracht, wobei es im besonderen Maße darauf 

ankommt, die Regelung den spezifischen Bedingungen der betreffenden 

Verwaltungsmaterie anzupassen. Es sollte daher die allgemeine 

Ermächtigung zur Festsetzung von Fest- oder Mindestpr~isen wieder 

beseitigt und der von der Preisgesetznovelle 1982 bestehende Rechts-
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zustand hergestellt werden, nach welchem es den jeweiligen Materien­

gesetzen überlassen war, die Festsetzung von Preisuntergrenzen 

vorzusehen (vergleiche dazu etwa § 8 des Elektrizitätswirtschafts­

gesetz, BGBI. Nr. 260/1975). 

Für die Vorarlberger Landesregierung: 

gez. Dipl.-Vw. Gasser, Landesrat 
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a) Allen 
Vorarlberger National- und Bundesräten 

b) An das 
Präsidium des Nationalrates 

1017 Wie n 

(22-fach) 
im Sinne des Rundschreibens des Bundeskanz­
leramtes vom 24. Mai 1967, Zl. 22.396-2/67 

c) An das 
Bundeskanzleramt - Verfassungsdienst 

1010 Wie n 

d) An alle 
Ämter der Landesregierungen 
z.Hd.d. Herrn Landesamtsdirektors 

e) An die 
Verbindungsstelle der Bundesländer 
beim Amt der Nö. Landesregierung 

1014 Wie n 

f) An das 
Institut für Föderalismusforschung 

6020 I n n s b r u c k 

zur gefl. Kenntnisnahme. 

Für die Vorarlberger Landesregierung: 
Der Landesamtsdirektor: 

gez. Dr. A d a m e r 

F.d.R.d.A. 
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